
 

 
Sackgasse Minijob 
 
Über 7 Millionen Menschen arbeiten in 
Deutschland als geringfügig Beschäftigte 
(MinijoberInnen). Davon sind über zwei 
Drittel Frauen.  
 
Im ersten Gleichstellungsbericht der Bun-
desregierung wird Folgendes festgestellt: 
 
„Als besondere erwerbsbiografische "Falle" 
für Frauen zeigt sich dagegen das politisch 
geförderte Segment der Minijobs. Kurzfristig 
mag die Aufnahme eines Minijobs wegen der 
Mitversicherung in der gesetzlichen Kranken-
kasse über den Ehepartner und des Erhalts 
des Einkommensvorteils infolge des Ehe-
gattensplittings vorteilhaft sein. In der 
Lebensverlaufsperspektive erweisen sich 
Minijobs jedoch häufig als Sackgasse, da der 
Übergang in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung schwierig ist. Zudem ist eine 
eigenständige Existenzsicherung in der 
Erwerbs- und Nacherwerbsphase auf der 
Basis einer geringfügigen Beschäftigung, die 
zudem zu über 85 % nur mit einem Niedrig-
lohn entgolten wird, unmöglich." 
 
Ver.di hat sich zum Ziel gesetzt, diese 
geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nisse in gut entlohnte, sozialver-
sicherungspflichtige und sichere Arbeit 
umzuwandeln. 

 
 
Raus aus der Armutsfalle 
 
DGB-Vorschlag:  
 
Alle Arbeitsverhältnisse ab dem ersten Euro 
unterliegen der vollen Sozialversicherungs-
pflicht. Ein möglicher Weg zur Umsetzung 
dieser Sozialversicherungspflicht ist die 
Erweiterung der Gleitzone. Diese umfasst 
derzeit schon Einkommen zwischen 400 bis 
800 Euro und wäre auf den Bereich der Ein-
kommen von 0 bis 800 Euro auszuweiten. Die 
Beiträge werden allerdings gleitend zwischen 
Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen verteilt, 
so dass der Anteil der ArbeitnehmerInnen 
steigt, während die Belastung für den Arbeit-
geber abnimmt. 
 
Zur Gleichbehandlung der Arbeitsverhältnisse 
gehören auch die Verankerung eines 
Mindestlohns und die Ausweitung von tarif-
lichen Arbeitslöhnen nach dem Entsende-
gesetz.  
 
Außerdem müssen gesetzliche Mindest-
bestimmungen (wie z.B. Urlaub und Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall) effektiv kon-
trolliert werden, vor allem durch die zu-
ständige Finanzkontrolle Schwarzarbeit. 
 
 
 

 
 
Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – 
klingt einleuchtend und selbstverständlich 
 
Realität ist aber: 
 
1. Frauen arbeiten in schlechter bezahlten 

Berufen und Branchen und auf niedrigeren 
Stufen der Karriereleiter als Männer. 

2. Frauen unterbrechen oder verkürzen 
(Teilzeit, Minijobs) ihre Erwerbstätigkeit 
häufiger und länger als Männer. 

3. Arbeitsanforderungen in so genannten 
typischen Frauenberufen werden schlech-
ter bewertet als Anforderungen in so ge-
nannten typischen Männerberufen. 

4. Sogar bei gleicher Ausbildung, gleichem 
Alter, gleichem Beruf und gleichem Betrieb 
erhalten Frauen circa 12 Prozent weniger 
Entgelt.  

Also doch: Das Geschlecht sorgt auch 
heute noch dafür, dass weniger Geld ins 
Portemonnaie kommt. 

V.i.S.d.P.: Ver.di-Landesbezirk Bayern, 
Bettina Messinger, Frauen- und Gleichstellung,  

Schwanthalerstr. 64, 80336 München 
(Logos BPW Germany e.V.) 

 



 

Die ver.di-Frauen fordern 
 

 gleichen Lohn für gleiche und gleich-
wertige Arbeit 
 

 eine Sozialversicherungspflicht ab dem 
ersten Euro (Reform Minijobs) 
 

 eine neue und bessere Bewertung und 
Vergütung der (meist frauendominierten) 
Tätigkeiten z.B. in den Pflegeberufen 
 

 die Anwendung des eg-check (z.B. 
Paarvergleich zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit von Tätigkeiten) 
www.eg-check.de 
 

 ein Gleichstellungsgesetz für die 
Privatwirtschaft 
 

 einen flächendeckender Ausbau von 
kostenfreien Kinderbetreuungsplätzen 
 

 einen existenzsichernder gesetzlicher 
Mindestlohn 
 

 die Abschaffung des Ehegattensplittings 
 
 
 
 

 

Da bist du platt! 
 

Erst am 21. März 2014 haben Frauen durch-
schnittlich so viel verdient, wie Männer 

bereits am 31. Dezember 2013. 

 
Mit dem Symbol der roten Tasche soll auf 
die Lohnunterschiede hingewiesen werden. 

Der Equal Pay Day macht die 
Einkommensunterschiede zwischen 

Frauen und Männern sichtbar! 
 

www.equalpayday.de 

 
 

 
 
 

„… und raus bist Du? 
Minijobs und Teilzeit 
nach Erwerbspausen“ 

 
 

 
 
 

21. März 2014 
 
 

 
 

                              Landesfrauenrat Bayern 
 
 


